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nungsregeln des Unterstützungssystems zu entge-
hen und das verfügbare Einkommen zu erhöhen.  

Die Überwindung der Sozialhilfefalle ist folglich 
nicht nur deshalb von Bedeutung, um einen vom 
System der sozialen Sicherung induzierten Anreiz 
zur Nicht-Erwerbstätigkeit abzubauen, sondern kann 
den Abbau von Schwarzarbeit unterstützen. Beides 
dürfte einen wesentlichen potenziellen Beitrag zur 
Entlastung der öffentlichen Haushalte darstellen.10  

Mitunter wird argumentiert, der dargestellte 
Zusammenhang sei empirisch irrelevant, weil fak-
tisch ohnehin nur eine geringe Arbeitsnachfrage im 
Niedriglohnsegment bestehe. Bei dieser Argu-
mentation wird jedoch übersehen, dass sich Min-
destlohnschwellen auch auf das Verhalten von 
Unternehmen auswirken. Liegt der produktivitäts-
gerechte Lohn für eine bestimmte Tätigkeit unter-
halb der Mindestlohnschwelle, wird sie weder von 
potenziellen Arbeitnehmern angeboten, noch von 
Unternehmen nachgefragt, denn Letztere müssten 
einen für sie unrentablen Lohn anbieten, um über-
haupt jemanden für die betreffende Stelle zu fin-
den. Die entsprechende Arbeitsnachfrage verlagert 
sich an kostengünstigere Produktionsstandorte im 
Ausland oder auf den Schwarzarbeitsmarkt. 

Strategien zur Überwindung der impliziten  
Mindestlohnschwellen 

Zur Überwindung von Mindestlohnschwellen ste-
hen verschiedene Strategien zur Auswahl. So kön-

nen beispielsweise die institutionellen Rahmenbe-
dingungen beseitigt werden, die zur Entstehung 
der Schwellen führen. Dies hätte allerdings einen 
mehr oder weniger drastischen Abbau sozialer 
Mindestsicherungsstandards zur Folge, der gesell-
schaftlich nur schwer durchsetzbar ist. Das Gros 
der unter pragmatischen Gesichtspunkten disku-
tierten Alternativen setzt daher die vorhandenen 
Standards als gegeben voraus. Unter dieser Prä-
misse können z. B. Maßnahmen ergriffen werden, 
die Personen mit einem geringen Marktlohn in die 
Lage versetzen, durch eine Verbesserung ihrer 
Qualifikation künftig einen höheren Marktlohn zu 
erzielen. Beschäftigungsmaßnahmen stellen eine 
Strategie dar, bei der der Staat Ersatzarbeitsplätze 
bereitstellt, um das mindestlohnbedingte Arbeits-
platzdefizit zu kompensieren. Aktuell werden in 
dieser Hinsicht vor allem Kombilohnkonzepte dis-
kutiert.11 Mit Hilfe von Modellen wie dem Main-
zer Modell oder dem Einstiegsgeld für Langzeitar-
beitslose sollen Tätigkeiten im Niedriglohnbereich 
durch eine Lohnsubvention zu einem über dem 
Marktlohnsatz liegenden Nettolohnsatz für die 
Betroffenen führen und somit einen Anreiz zur 
Übernahme entsprechender Tätigkeiten schaffen. 
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Determinanten der Bevölkerungsentwicklung in West- und Ostdeutschland 

In der Bundesrepublik Deutschland stellt sich 
langfristig ein Alterungs- und Schrumpfungspro-
zess der Bevölkerung ein. Dabei wird die demo-
graphische Entwicklung von der Fertilität, der 
Mortalität sowie den Wanderungsbewegungen in 
unterschiedlichem Maße determiniert. Um die Art 
und Intensität des Einflusses der demographischen 
Faktoren zu analysieren, werden in der vorliegen-
den Simulationsstudie die einzelnen Einflussgrö-
ßen von einander abgegrenzt. Im Gegensatz zu an-

                                                      
10  Siehe z. B. LAMNEK, S.; OLBRICH, O.; SCHÄFER, W. J.: 

Tatort Sozialstaat – Schwarzarbeit, Leistungsmissbrauch, 
Steuerhinterziehung und ihre (Hinter)Gründe. Leske + 
Budrich. Opladen 2000. 

deren Studien steht hierbei weniger eine genauere 
Abschätzung des künftigen Bevölkerungsbestandes 
im Vordergrund. Vielmehr werden die Wirkungs-
weise der Einflussfaktoren, die Veränderungen in 
der Altersstruktur der Bevölkerung sowie die de-
mographischen Unterschiede in West- und Ost-
deutschland thematisiert.  

                                                      
11 Vgl. etwa KALTENBORN, B.: Kombilöhne in Deutschland. 

IAB-Werkstattbericht, Nr. 14. Nürnberg 2001. – KEMPE, 
W.; SCHNEIDER, H.: Lohn- und Einkommenssubventionen 
für Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfebezieher, in: IWH, 
Wirtschaft im Wandel 16/2001, S. 415-423. – STEINER, V.: 
Können durch einkommensbezogene Transfers an Arbeit-
nehmer die Arbeitsanreize gestärkt werden? Eine ökono-
metrische Analyse für Deutschland, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 3/2000, S. 385-395. 
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Aus der Analyse geht hervor, dass die Bevölke-
rungsmasse und -struktur primär durch die Fertili-
tät und, sofern sie in entsprechend hohem Maße 
erfolgt, die Zuwanderung geprägt wird. Dementge-
gen entfaltet die weitere Verminderung der Morta-
lität vergleichsweise geringe Auswirkungen. Ohne 
beträchtliche Zuwanderung wird bei der momen-
tan realisierten Fertilitätsrate die Überalterung 
der Bevölkerung fortschreiten und sich in West- 
und Ostdeutschland differenziert gestalten.  

Annahmen des Modells 

Als Basis für alle Projektionsszenarien dient die 
Alters- und Geschlechtsstruktur der Bevölkerung 
von Deutschen und Ausländern in Ost- und West-
deutschland am Jahresende 1998. Zu diesem Zeit-
punkt lebten in Deutschland etwa 82 Mio. Men-
schen, davon 66,8 Mio. im Westen und 15,3 Mio. 
im Osten. Der Westteil des Landes wies dabei mit 
10,43% einen weitaus höheren Ausländeranteil auf 
als der Osten mit 2,25%. Die nachstehende Tabelle 
verdeutlicht die Bevölkerungsstrukturen in West- 
und Ostdeutschland.  

Tabelle 1:  
Bevölkerungsstruktur im Jahr 1998 in % 

 Deutschland West Ost 

Jugendquotea  21,43 21,48 21,25 

Aktivenquoteb  62,64 62,52 63,18 

Altenquotec 15,93 16,01 15,57 

Hochbetagtenquoted 3,54 3,63 3,18 

Altenlastquotee 25,43 25,61 24,65 

Nachrichtlich:  
Bevölkerung in Mio. 82,04 66,75 15,29 

a Anteil der Jugendlichen (0-19 Jahre) an der Wohnbevölkerung. – 
b Aktivenquote: Anteil der Erwerbsfähigen (20-64 Jahre) an der 
Wohnbevölkerung. – c Altenquote: Anteil der Rentner (65 Jahre und 
älter) an der Wohnbevölkerung. – d Hochbetagtenquote: Anteil der 
über 80-Jährigen an der Wohnbevölkerung. – e Altenlastquote: Rent-
ner pro Erwerbsfähige 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

In den nachfolgenden Simulationen werden die 
Ausländer nach dem ius solis Prinzip in die Bevöl-
kerung integriert, d. h. die nach der Einreise gebo-
renen Kinder der ausländischen Zuwanderer gehen 
in die deutsche Bevölkerungsmasse ein und wer-
den nicht weiter zu den Ausländern gerechnet.12  

                                                      
12 Vgl. BONIN, H.; RAFFELHÜSCHEN, B.; WALLISER, J.: 

Can Immigration Alleviate the Demographic Burden?, in: 
FinanzArchiv 2000, Vol. 57, No. 1, S. 6. 

1. Mortalitäts- und Fertilitätsentwicklung 

Für Deutsche und Ausländer werden gleicherma-
ßen die alters- und geschlechtsspezifischen Morta-
litätsverhältnisse gemäß der Sterbetafel von 1996/ 
1998 zugrunde gelegt. Dies soll auch für den Pro-
jektionszeitraum, der sich von 1998 bis zum Jahr 
2050 erstreckt, zutreffen. Jedoch existieren bei der 
Mortalität immer noch Diskrepanzen zwischen ost- 
und westdeutschen Männern und Frauen. Aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit hat sich gezeigt, 
dass die Mortalitätsverhältnisse bei den Frauen mit 
einer höheren Geschwindigkeit konvergieren als 
bei den Männern (vgl. Abbildung 1). 
 
Abbildung 1:  
Entwicklung der Lebenserwartung bei Geburt und 
Verbesserung der Sterblichkeit um 1% jährlich 
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Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH. 

Das Fertilitätsverhalten von Frauen wird von 
verschiedenen Faktoren wie Erziehung, schulische 
und berufliche Qualifikation, Erwerbstätigkeit, aber 
auch durch institutionelle und kulturelle Rahmen-
bedingungen bestimmt. Das spiegelt sich in den 
Geburtenzahlen ausländischer und deutscher Frauen 
wider, die sich sowohl hinsichtlich des Gebäralters 
(ausländische Frauen gebären zumeist früher) als 
auch in der Höhe der altersspezifischen Kinderzahl 
unterscheiden.13 

Darüber hinaus bestehen noch immer unter-
schiedliche Fertilitätsverhältnisse in den beiden 

                                                      
13 Die Totale Fertilitätsrate bzw. zusammengefasste Gebur-

tenziffer entspricht dem Verhältnis der Zahl der Lebendge-
borenen zur Anzahl der Frauen im fertilen Alter (15-44 
Jahre) multipliziert mit 1 000. Die altersspezifische Ge-
burtenziffer ist die Anzahl der Lebendgeborenen innerhalb 
eines Jahres von 1 000 Frauen eines Altersjahrgangs. 
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deutschen Landesteilen. Das ist auf den wiederver-
einigungsbedingten Geburtenrückgang zurückzu-
führen, der im Wesentlichen auf einer Anpassung 
des Gebäralters ostdeutscher Frauen beruhte. Des-
wegen ist seit 1994 ein ansteigender Trend der Ge-
burtenzahlen zu verzeichnen, der in der Projektion 
ebenfalls Berücksichtigung findet. In den entspre-
chenden Szenarien wird angenommen, dass sich 
die Fertilitätsdifferenz zwischen Ost und West mit 
jährlich 40% verringert und etwa im Jahr 2008 
vollständig abgebaut ist. Die Abbildung 2 veran-
schaulicht den Prozess am Beispiel einer als kon-
stant unterstellten westdeutschen Fertilität. 

 
Abbildung 2: 
Projektierte Entwicklung der ostdeutschen Totalen 
Fertilitätsrate 
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Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH. 

2. Binnen- und Außenwanderung 

Die Tendenz der Binnenwanderung von Ost- nach 
Westdeutschland ist nicht eindeutig. Während bis 
1997 sinkende Nettoabwanderungen aus den neuen 
Ländern zu verzeichnen waren, stiegen diese seit 
1998 wieder stark an (1997: 10 441, 1998: 30 728, 
1999: 43 587, 2000: 61 277). Daher wird in dieser 
Studie die jährliche Nettoabwanderung aus Ost-
deutschland von Deutschen/Ausländern mit 0,30%/ 
0,82% der im Osten lebenden deutschen/ausländi-
schen Bevölkerung festgelegt, was im Basisjahr 
mit 45 000/2 800 Personen ungefähr dem Durch-
schnitt der Jahre 1991 bis 1999 entspricht.  

Die altersspezifischen Wanderungszahlen der 
binnenmigrierten und zugewanderten Männer und 
Frauen wurden den Daten des Statistischen Bun-

desamtes entnommen.14 Hinsichtlich des Zielge-
bietes der Immigration ist zu betonen, dass der 
größte Teil der Einwanderer nach Westdeutschland 
geht, während der Osten dementsprechend weniger 
Zuwanderer aufzunehmen hat. Für die Projektion 
wird diese räumliche Immigrationsstruktur als kon-
stant angenommen. Vier Zuwanderungsvarianten 
gehen in die Projektion ein, wobei es sich bei den 
Zahlen um die jährliche Nettoimmigration handelt: 

– Variante A: keine Zuwanderung  
– Variante B: 100 000 Ausländer 
– Variante C: 200 000 Ausländer 
– Variante D: 300 000 Ausländer. 

Für alle Szenarien mit einer Nettozuwanderung (B-
D) wird zusätzlich eine jährlich sinkende Immig-
ration von Deutschen (Spätaussiedler) im Zeitraum 
von 20 Jahren von insgesamt 1,05 Mio. Personen 
angenommen, was im ersten Jahr der Projektion 
100 000 Personen entspricht. Die Variante C spie-
gelt grob die mittleren Werte für den Zeitraum von 
1991 bis 1999 wider. Allerdings sind die Wande-
rungsbewegungen von der wirtschaftlichen und 
politischen Situation im In- und Ausland sowie 
von gesetzlichen Regelungen abhängig und kön-
nen daher erheblich schwanken. 

 

Das vorliegende Modell entspricht einem 
Bevölkerungsfortschreibungsmodell und be-
inhaltet die Errechnung des künftigen Be-
völkerungsbestandes aus dem früheren Be-
stand. Die zugrunde liegenden Verhaltens-
annahmen der Variablen werden hierbei ad 
hoc getroffen und nicht ökonomisch model-
liert. Diese Methode wird vielfach zur Ab-
schätzung der künftigen Bevölkerungsent-
wicklung verwendet. Dabei lassen sich unter 
Variation einzelner Einflussfaktoren mögli-
che demographische Szenarien in der Zu-
kunft simulieren.  

                                                      
14 Vgl. Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, Reihe 1 der ver-

schiedenen Jahrgänge. Repräsentiert sind die Zu- und Fort-
züge über die Grenzen der Bundesrepublik sowie die Bin-
nenwanderungen innerhalb der Bundesrepublik, d. h. West-
Ost- sowie Ost-West-Wanderungen zwischen den Bundes-
ländern. Es wird unterstellt, dass alle künftigen Binnen- 
und Zuwanderungen von Deutschen und Ausländern diese 
Altersstrukturen aufweisen.  
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Die Ergebnisse der Projektion 

Die Resultate der Bevölkerungsprojektion werden 
aus verschiedenen Perspektiven betrachtet. Zum 
einen sind die Auswirkungen alternativer Zuwan-
derungsströme auf die Bevölkerungsentwicklung 
nachzuzeichnen. Zum anderen werden die Konse-
quenzen der Variation von Fertilität, Mortalität 
sowie unterschiedlicher Binnenwanderungen ana-
lysiert. 

1. Zuwanderung bei konstanter Fertilität und 
Mortalität 

In den folgenden Szenarien ist zu zeigen, welchen 
Einfluss alternative Zuwanderungsströme allein 
auf die Bevölkerungsentwicklung in West- und 
Ostdeutschland nehmen können. Das geschieht vor 
dem Hintergrund des Status quo im Jahr 1998, 
d. h. es finden weder Veränderungen der Fertilität 
und Mortalität noch Konvergenzprozesse zwischen 
Ost und West statt.  

Es ist hierbei festzustellen, dass in keinem der 
Fälle der Schrumpfungsprozess der Bevölkerung 
in den alten und neuen Bundesländern aufgehalten 
werden kann. In der Variante A ohne Zuwande-
rung sinkt die Bevölkerung in Deutschland auf 
51,3 Mio. Menschen am stärksten (45,2/6,1 Mio. 
im Westen/Osten). Sowohl in West- als auch in 
Ostdeutschland ist damit ein deutlicher Rückgang 
der Jugend- und Aktivenquote bis 2050 verbunden. 
Die Alten- und Altenlastquoten steigen in beiden 
Landesteilen stark an. Obwohl durch den Zuzug 
von Personen aus dem Ausland die skizzierte Ent-
wicklung weder gestoppt noch umgekehrt werden 
kann, vermag es die Immigration zumindest, den 
Alterungs- und Schrumpfungsprozess zu verzö-
gern. In der Variante C sinkt die Jugendquote in 
den alten und neuen Bundesländern lediglich auf 
17,65% bzw. 15,04% ab. Sofern also der Anteil 
der unter 20-Jährigen im Zuwandererstrom denje-
nigen der einheimischen Bevölkerung übersteigt, 
erhöht die Immigration die Jugendquote der auf-
nehmenden Population. Das gilt mutatis mutandis 
für alle anderen Quoten. Die Tabelle 2 gibt die 
Strukturen im Jahr 2050 für alle Varianten wieder 
und veranschaulicht dabei die Bedeutung einer 
moderaten Zuwanderung für die demographische 
Entwicklung in Deutschland.  

Um die Belastung der Erwerbsfähigen in Bezug 
auf die zu unterstützenden Rentner auszudrücken, 

kann auf die Altenlastquote zurückgegriffen wer-
den, die durch die Zuwanderung erheblich gemin-
dert wird. Der Tabelle 2 ist jedoch zu entnehmen, 
dass die Belastung der Erwerbsfähigen in den 
neuen Bundesländern im Jahr 2050 über der im 
früheren Bundesgebiet liegen wird, was unter an-
derem auf die geringere Erwerbsfähigenbasis zu-
rückzuführen ist sowie auf den niedrigeren abso-
luten und relativen Zuwanderungssaldo. 15 

 
Abbildung 3: 
Entwicklung der Altenlastquote in Deutschland bei 
unterschiedlich starker Zuwanderung 
- in % - 

20,00

25,00

30,00

35,00

40,00

45,00

50,00

55,00

60,00

1998 2003 2008 2013 2018 2023 2028 2033 2038 2043 2048

 %

Variante A Variante B
Variante C Variante D

IWH 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

Ein anderer Indikator für die Alterung der Ge-
sellschaft ist die Entwicklung des Durchschnitts-
alters, welches sich am Ende des Projektionszeit-
raumes im Westen bei 45,20 und im Osten bei 
48,34 Jahren einstellen wird (Variante C). Ohne 
Einwanderer (Variante A) läge dieses bei 47,62 
bzw. 54,11 Jahren. Somit zeigt sich neben dem 
verjüngenden Effekt der Zuwanderung auch, dass 
die Bevölkerung in Ostdeutschland schneller altert 
als die im früheren Bundesgebiet, was ebenfalls 
aus der geringeren Fertilität sowie dem niedrigeren 
Wanderungsgewinn hervorgeht. Das gleiche trifft 
darüber hinaus auch für die Altersstruktur der Er-
werbsfähigen zu.  

Je nach Wanderungsvariante sind in absehbarer 
Zeit auch erhebliche Integrationsprobleme zu er-
warten. Ausdruck dafür sind die Anteile der Aus-
länder an der Bevölkerung in West- und Ost-
deutschland, die ohne Immigration (A) bis zum 

                                                      
15 Durch den Geburtenrückgang infolge der Wiedervereini-

gung sinkt die Generationenstärke und damit die Erwerbs-
fähigenbasis in der Zukunft. 
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Tabelle 2: 
Bevölkerungsstruktur im Jahr 2050 in % 

 Westdeutschland Ostdeutschland 

 A B C D A B C D 

Jugendquote 15,96 16,93 17,65 18,24 10,77 13,26 15,04 16,34 

Aktivenquote 56,06 57,28 58,15 58,86 48,92 52,13 54,27 55,84 

Altenquote 27,97 25,79 24,20 22,89 40,31 34,61 30,70 27,82 

Hochbetagtenquote 10,02 8,86 8,12 7,52 12,50 10,31 8,89 7,85 

Altenlastquote 49,90 45,03 41,62 38,89 82,39 66,40 56,57 49,81 

Nachrichtlich:  
Bevölkerung in Mio. 45,23 52,30 57,93 63,56 6,09 7,56 8,92 10,28 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

 Jahr 2050 auf 6,61% bzw. 1,38% absinken und bei 
Zuwanderung (C) auf 18,11% resp. 20,62% stei-
gen würden. Insgesamt bleibt zu konstatieren, dass 
die Zuwanderung von Personen allein nicht die an-
stehenden demographischen Veränderungen abän-
dern kann. Sie bleibt lediglich ein Instrument zur 
Abmilderung des Alterungs- und Schrumpfungs-
prozesses, da selbst in der höchsten Einwande-
rungsvariante keine Trendwende eintreten würde. 
Zudem sind der Einwanderung vor allem gesell-
schaftliche bzw. soziale Restriktionen (Akzeptanz) 
gesetzt, sodass diese nur bedingt als probates Mit-
tel herangezogen werden kann. 

2. Variation der Fertilität und Mortalität  

Grundlage der nachfolgenden Szenarien ist eine 
Zuwanderung gemäß Variante C. Gleichzeitig fin-
det eine Anpassung der ostdeutschen Fertilitäts- 
und Mortalitätsverhältnisse an die bestehenden 
westdeutschen statt. Darüber hinaus werden zu-
nächst alternative Varianten einer sich ändernden 
Fruchtbarkeit vorgestellt. Die Anpassungen voll-
ziehen sich in einem Zeitraum von 1998 bis 2008. 
Danach bleibt die Fertilität konstant. Die nachste-
henden vier Varianten sind zu betrachten: 
– Fall 1: die Fertilität sinkt weiter ab auf 1,1 Kin-

der pro Frau 
– Fall 2: die Fertilität verharrt auf ihrem Aus-

gangsniveau mit 1,391 Kindern pro Frau 
– Fall 3: moderate Steigerung der Fruchtbarkeit 

auf 1,7 Kinder pro Frau  
– Fall 4: Anstieg der Fertilität auf 2,0 Kinder pro 

Frau (approximatives Ersatzniveau). 
Eine abnehmende Fertilität wie im Fall 1 führt so-
wohl zu einem beschleunigten Rückgang der Be-

völkerungszahl als auch zu einer verstärkten Alte-
rung trotz der relativ hohen Nettozuwanderung. 
Für die gesamtdeutsche Bevölkerung bedeutet dies 
eine Reduktion um 21,3 Mio. Personen auf einen 
Bestand von 60,7 Mio. im Jahr 2050, davon 51,5 
Mio. im Westen und 9,2 Mio. im Osten. Im Ge-
gensatz dazu stiege die gesamtdeutsche Personen-
zahl im Fall 4 auf 86,5 Mio. Menschen. Unter die-
sen Voraussetzungen würde sich auch der Abwärts-
trend bei der ostdeutschen Bevölkerung deutlich 
verlangsamen.  
 
Abbildung 4:  
Bevölkerungsentwicklung in Ostdeutschland bei 
unterschiedlicher Fertilität 
- in Mio Personen - 
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Quelle: Berechnungen des IWH. 

Die Fertilität hat einen sehr starken Einfluss auf 
die Entwicklung der Population. Nur ein Anstieg 
der Fruchtbarkeit bis auf das Ersatzniveau kann bei 
der oben beschriebenen Einwanderung bis zum 
Jahr 2050 die Jugendquote Deutschlands über das 
Ausgangsniveau heben. Allerdings vermag sie we-
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Tabelle 3:  
Bevölkerungsstruktur im Jahr 2050 in % 

 Westdeutschland Ostdeutschland 

 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 

Jugendquote 13,81 17,66 21,52 25,18 13,97 18,06 22,17 26,08 

Aktivenquote 58,96 58,17 57,02 55,68 54,02 53,57 52,71 51,58 

Altenquote 27,23 24,17 21,46 19,14 32,00 28,36 25,12 22,34 

Hochbetagtenquote 9,14 8,11 7,20 6,42 9,89 8,77 7,78 6,92 

Altenlastquote 46,18 41,55 37,63 34,36 59,24 52,94 47,65 43,31 

Nachrichtlich:  
Bevölkerung in Mio. 51,52 58,07 65,45 73,43 9,21 10,36 11,67 13,08 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

der die Alten- und Altenlastquoten auf die anfäng-
lichen Werte zu drücken noch die Aktivenquoten 
in der Nähe heutiger Werte zu stabilisieren. Die 
Quote der Erwerbsfähigen sinkt im Fall 4 sogar am 
stärksten, da die geburtenstarken Jahrgänge erst 
nach 19 Jahren in das Erwerbsleben einsteigen. Das 
zeigt darüber hinaus, dass das künftig verhältnis-
mäßig knappere Erwerbsfähigenpotenzial sowohl 
die zunehmende Rentner- als auch Kinderzahl fi-
nanziell tragen muss, was ihre Versorgungslast vo-
rübergehend noch vergrößern wird.16 Überdies ist 
zu betonen, dass die Aktivenquote in den neuen 
Bundesländern stärker fällt als im früheren Bun-
desgebiet. Erst für spätere Generationen entstünde 
mit steigender Erwerbsfähigenquote auch eine 
mögliche Entlastung.  

Während in den alten Bundesländern der Ab-
wärtstrend durch Fertilitätssteigerung und Zuwan-
derung verhindert bzw. umgekehrt werden kann, 
trifft dies für Ostdeutschland in keinem der be-
trachteten Fälle zu. Sofern es tatsächlich zu einem 
Wiederanstieg der Geburtenzahlen auf das Ersatz-
niveau käme, wirkten sich die Konsequenzen vor-
heriger demographischer Veränderungen noch für 
einen langen Zeitraum in der Zukunft aus.17 Da 

                                                      
16 Aufgrund der geringen Geburtenzahlen früherer Jahrgänge 

sinkt die Zahl der künftigen Erwerbsfähigen. Diese tragen 
die finanziellen Lasten jedoch nicht allein, wenn die Perso-
nen die Last auf alle künftigen Generationen verteilen kön-
nen, um damit den intergenerationellen Konsum zu glätten 
(bspw. über geringere Erbschaften oder Verschuldung).  

17 Das heißt, die geringen Geburtenzahlen der Vergangenheit 
führen zu einer sinkenden Generationenstärke und damit 
geringeren Anzahl potentieller Mütter. Geburtenzahlen auf 
dem Ersatzniveau würden lediglich die Bevölkerungszahl 

sich in absehbarer Zeit die Ursachen für die ge-
ringe Fertilität kaum ändern werden, sind ohne die 
Durchführung pronatalistischer Maßnahmen keine 
steigenden Geburtenzahlen zu erwarten. Die Ta-
belle 3 zeigt die Entwicklung mit und ohne Ferti-
litätssteigerung. 

Neben der Fruchtbarkeit beeinflussen auch 
Veränderungen der Mortalität die Bevölkerungs-
zahl und -struktur. Durch die sinkende Sterblich-
keit steigt die Überlebenswahrscheinlichkeit in den 
Altersklassen. Das führt dazu, dass einerseits die 
älteren Menschen länger leben und sich damit der 
Alterungsprozess verschärft. Andererseits können 
aber auch mehr Kinder geboren werden, da mehr 
Frauen und Männer ihre reproduktive Lebensphase 
erreichen bzw. überstehen, was die Alterung ten-
denziell vermindern würde. Welcher der beiden 
Effekte überwiegt, ist abhängig davon, in welchen 
Altersklassen die größeren Mortalitätsverbesserun-
gen eintreten. Der geschilderte Zusammenhang 
kann z. B. in dem Verhältnis der zu erwartenden 
Lebensdauer der Rentner zu derjenigen der Er-
werbsfähigen erfasst werden. Steigt der Quotient, 
dann ist die Verbesserung der Mortalität in den an-
spruchsberechtigten Altersgruppen (65 und älter) 
größer als diejenige der Erwerbsfähigen, was zu 
einer beschleunigten Alterung und damit mögli-
cherweise höheren Kosten führt.18 Die Verringe-
rung der Mortalität hat demnach nur dann einen 

                                                                                    
auf dem niedrigeren Niveau halten, jedoch nicht zu einem 
Wiederanstieg bis auf heutige Verhältnisse führen. 

18 Eine detaillierte Beschreibung findet sich bei LEE, R.; 
SKINNER, J.: Will Aging Baby Boomers Bust the Federal 
Budget?, in: Journal of Economic Perspectives, 1999, Vol. 
13, No. 1, S. 123 ff.  
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Abbildung 5:  
Alters- und Geschlechtsstruktur der west- und ostdeutschen Bevölkerung am Jahresende 2050  
- in % - 
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Quelle: Berechnungen des IWH. 

großen Einfluss auf die Alten- bzw. Altenlast-
quote, wenn diese ausschließlich bei den jüngeren 
oder den älteren Altersgruppen erfolgt. 

In dieser Simulation wird vereinfachend unter-
stellt, dass sich die Sterbewahrscheinlichkeit in 
allen Altersklassen um den gleichen Betrag ver-
mindert. Dadurch sorgt die Mortalitätsverbesse-
rung über die längere Lebensdauer hier lediglich 
für ein langsameres Absterben und verstärkt damit 
den Altersstruktureffekt der Fertilität. Es kommt 
jedoch nicht zu mortalitätsinduzierten Strukturver-
änderungen.19  

Wenn die ostdeutschen Fertilitäts- und Morta-
litätsverhältnisse gegen die westdeutschen konver-
gieren und sich darüber hinaus die Sterblichkeit 
um 1% jährlich verringert, weist die Bevölkerung 
der beiden Landesteile im Jahr 2050 die in Abbil-
dung 5 dargestellte Struktur auf. 

Bis zum Jahr 2050 wird der Altersaufbau der 
Bevölkerung in Deutschland etwa einer Urnenform 
gleichen, d. h. die nachrückenden Generationen 

                                                      
19 Für eine ausführlichere Diskussion vgl. LEE, R.; TUL-

JAPURKAR, S.: Death and Taxes: How Longer Life Will 
Affect Social Security, in: Demography, 1997, Vol. 24, No. 
1 (February), S. 69 ff. 

werden durch die abnehmende Zahl der Lebendge-
borenen absolut kleiner sein als die vorangehen-
den, was eine sinkende Jugendquote sowie eine 
steigende Altenquote beinhaltet. Die Einschnürung 
in den Altersklassen von 50 bis unter 60 Jahren bei 
der ostdeutschen Bevölkerung repräsentiert hierbei 
den Geburtenrückgang infolge der Wiedervereini-
gung. 

 
Tabelle 4:  
Bevölkerungsstruktur im Jahr 2050 in %, Mortali-
tätsverbesserung 1% jährlich, konstante Fertilität 

 
West-

deutschland 
Ost-

deutschland 

Jugendquote 16,21 16,50 

Aktivenquote 54,12 49,54 

Altenquote 29,67 33,95 

Hochbetagtenquote 12,86 13,75 

Altenlastquote 54,81 68,53 

Nachrichtlich: 
Bevölkerung in Mio. 63,68 11,31 

Quelle: Berechnungen des IWH. 
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3. Variation der Binnenwanderung 

Abschließend sind die Auswirkungen unterschied-
licher Abwanderungsintensitäten nach Westdeutsch-
land auf die ostdeutsche Bevölkerungsentwicklung 
zu untersuchen. Hierbei wird die Zuwanderung C 
und eine Ost-West-Anpassung der Fertilität und 
Mortalität zugrunde gelegt. Die folgenden Fälle 
werden analysiert: 
 
Tabelle 5:  
Nettoabwanderung von Deutschen/Ausländern in % 
der deutschen/ausländischen Bevölkerung in Ost-
deutschland 

 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 

Deutsche 0,00 0,15 0,30 0,60 

Ausländer 0,00 0,82 0,82 0,82 

 
In Abhängigkeit vom betrachteten Abwande-

rungsverhalten differiert der quantitative Effekt auf 
die ostdeutsche Bevölkerungsmasse relativ stark. 
Wird wie im Fall 4 eine aus heutiger Sicht sehr 
hohe Abwanderung unterstellt, würde Ostdeutsch-
land bis zum Jahr 2050 durch Abwanderung etwa 
4 Mio. Menschen netto an den Westen verlieren. 
Im Fall 2 beläuft sich dieser Abwanderungsverlust 
gegenüber Westdeutschland auf etwa 1,5 Mio. Per-
sonen.20 Zum Vergleich: der Bevölkerungsschwund 
ohne Nettoabwanderung (Fall 1), der auf die zu ge-
ringe Fertilität zurückzuführen ist, würde im Pro-
jektionszeitraum (trotz Immigration) einen Um-
fang von 2,2 Mio. Menschen annehmen. Im Fall 4 
sinkt die ostdeutsche Bevölkerung bis 2050 dage-
gen um 6,7 Mio. Personen (vgl. Tabelle 6). 

Aufgrund der verstärkten Abwanderung von 
Personen im erwerbsfähigen Alter kommt es zu ei-
nem zusätzlichen Anstieg der Alten- und Alten-
lastquote in Ostdeutschland bis zum Jahr 2050.21 
Das sind 4,36 bzw. 11,84 Prozentpunkte mehr als 
in der Situation ohne jegliche Nettoabwanderung. 
Obwohl die Jugendquote der neuen Bundesländer 
durch die Binnenmigration zusätzlich abnimmt, 
fällt dieser Effekt jedoch vergleichsweise marginal 

                                                      
20 Da in diesem Modell die Abwanderungsrate prozentual an 

die Entwicklung der Bevölkerungsmasse gekoppelt ist, de-
terminieren auch die anderen demographischen Einfluss-
faktoren die absolute Höhe der Wanderungszahlen. 

21 Für das frühere Bundesgebiet ergibt sich der entsprechend 
umgekehrte Effekt, jedoch in einem geringeren relativen 
Umfang aufgrund der größeren Bevölkerungsmasse. 

aus. Im Jahr 2050 differiert die Jugendquote von 
Fall 1 zu Fall 4 lediglich um 0,53 Prozentpunkte. 
In der Tabelle 6 ist die Bevölkerungsentwicklung 
bei unterschiedlich hoher Abwanderung aus Ost-
deutschland dargelegt. Das Durchschnittsalter der 
ostdeutschen Bevölkerung steigt bis zum Jahr 2050 
durch die Binnenabwanderung zusätzlich an (um 
bis zu 1,83 Jahre von Fall 1 zu Fall 4), das der Er-
werbsfähigen bleibt hingegen faktisch unverändert.  

Bei einer verhältnismäßig realistischen Abwan-
derungsrate (Fall 2 und 3) ergeben sich im Ver-
gleich zu Variationen der Fertilität oder der Außen-
wanderung relativ moderate Auswirkungen auf die 
Struktur der ostdeutschen Bevölkerung. Die zu-
künftige Höhe der Binnenwanderungsströme wird 
jedoch maßgeblich durch die Entwicklung der allge-
meinen wirtschaftlichen Lage – insbesondere durch 
die am Arbeitsmarkt – konstituiert und kann daher 
stark von den betrachteten Varianten abweichen. 

Ausblick 

In der Bundesrepublik Deutschland kommt es un-
ter den gegebenen Bedingungen langfristig zu ei-
nem Alterungs- und Schrumpfungsprozess der Be-
völkerung. Der Grund dafür sind Geburtenraten, 
die unterhalb des Ersatzniveaus liegen, welches für 
die vollständige Reproduktion der Bevölkerung 
notwendig wäre. Diese demographische Entwick-
lung kann durch Zuwanderung allein nicht umge-
kehrt, sondern lediglich abgemildert werden, da 
eine Immigration auf realistischem Niveau nicht 
ausreicht, um das Geburtendefizit zu kompensie-
ren. Langfristig kann auch bei erhöhter Lebenser-
wartung ohne beträchtliche Einwanderung die Be-
völkerungsreduktion bei dem derzeitig vorherr-
schenden Reproduktionsniveau nicht aufgehalten 
werden. Ein Anstieg der Kinderzahlen zeichnet 
sich derzeit ohne fertilitätsfördernde Maßnahmen 
allerdings nicht ab. Darüber hinaus zeigt sich, dass 
Veränderungen der Fertilität die Population sehr 
stark berühren, wohingegen Variationen der Mor-
talität vergleichsweise geringe Auswirkungen ha-
ben. Die steigende Lebenserwartung verstärkt je-
doch den Altersstruktureffekt der geringen Fertili-
tät. Der Bevölkerungsbestand der neuen Bundes-
länder wird durch die Nettobinnenabwanderung in 
den Westen zusätzlich gemindert. Da vorwiegend 
Personen im erwerbsfähigen Alter aus Ostdeutsch-
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Tabelle 6:  
Bevölkerungsstruktur im Jahr 2050 in % 

 Westdeutschland Ostdeutschland 

 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 Fall 1 Fall 2 Fall 3 Fall 4 

Jugendquote 17,56 17,63 17,66 17,70 18,39 18,18 18,06 17,86 

Aktivenquote 57,89 58,09 58,17 58,28 55,70 54,38 53,57 51,87 

Altenquote 24,54 24,28 24,17 24,02 25,91 27,44 28,36 30,27 

Hochbetagtenquote 8,37 8,20 8,11 7,96 7,53 8,25 8,77 9,93 

Altenlastquote 42,39 41,79 41,55 41,21 46,52 50,45 52,94 58,36 

Nachrichtlich:  
Bevölkerung in Mio. 55,36 57,05 58,07 59,84 13,07 11,38 10,36 8,59 

Quelle: Berechnungen des IWH. 

 
land fortziehen, wird das ostdeutsche Erwerbsfähi-
genpotenzial verstärkt reduziert.  

Ein wichtiger Untersuchungsgegenstand der 
zukünftigen Forschung sind die ökonomischen 
Konsequenzen der Alterung und Schrumpfung der 
Bevölkerung. Dabei sind neben den Problemen 
über die künftige Ausgestaltung der sozialen Si-
cherungssysteme auch die Auswirkungen auf den 

Arbeitsmarkt oder die Humankapital- und Sachka-
pitalakkumulation zu thematisieren.  

Gunter Steinmann (steinmann@wiwi.uni-halle.de) 
Sven Tagge (sta@iwh-halle.de) 
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Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. 

Preisniveaueffekte der Euro-Bargeldeinführung  

Anfang des Jahres ist der reibungslose Ersatz des 
nationalen Bargeldes durch den Euro als großer 
Erfolg der Europäischen Wirtschaftspolitik gefei-
ert worden. Dieses Bild wurde allerdings von Vor-
würfen getrübt, die Umstellung sei von den Anbie-
tern in Deutschland auf breiter Front zu Preis-
erhöhungen genutzt worden. Tatsächlich hat sich 
die Inflationsrate (gemessen am Anstieg des Le-
benshaltungsindex gegenüber dem Vorjahresmo-
nat) von 1,7% im Dezember auf 2,1% im Januar 
erhöht.22 Diese Zunahme ist freilich zum Teil auf 
die Preiserhöhungen für frisches Obst und Gemüse 
aufgrund des rauen Winters in Südeuropa sowie 
auf die zu Jahresbeginn wirksam gewordenen Steuer-
erhöhungen zurückzuführen. Nach Bereinigung um 

                                                      
22 Die Inflationsrate ist gemessen am Anstieg des Harmonisier-

ten Verbraucherpreisindexes (HVPI) gegenüber dem Vorjah-
resmonat  im Euroraum von 2,0% im Dezember auf  2,7% 
im Januar gestiegen, in Deutschland sogar von 1,5% auf 
2,3%. Für Deutschland ist allerdings der Preisindex der Le-
benshaltung umfassender als der HVPI und ihm deshalb vor-
zuziehen. 

diese Sondereffekte bleibt laut einer Studie des 
Statistischen Bundesamtes über den Einfluss der 
Euro-Bargeldeinführung auf die Preisentwicklung 

nur eine Teuerungsrate von 1,6%. Die Studie zeigt 
aber auch, dass dort, wo auf attraktive Euro-
Preise (wie 99 Cent) umgestellt wurde, die Preise 
im allgemeinen gestiegen sind. So kommt das Bun-
desamt auch nur zu dem vorsichtigen Schluss, der 
Übergang auf Euro-Preise habe den Gesamtindex 
in Deutschland nicht erheblich beeinflusst.23 Die 
Analyse der Preisentwicklung  einzelner Waren-
gruppen gibt allerdings Anlass, die Eindrücke der 
Verbraucher ein wenig ernster zu nehmen. 

Ein Blick in die Preisstatistik 

Der Gesamtindex für die Lebenshaltung setzt sich 
aus zwölf gewichteten Teilindizes zusammen. Um 
die vom Statistischen Bundesamt angeführten Son-

                                                      
23 Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT: Zum Einfluss der 

Euro-Bargeldeinführung auf die Preisentwicklung, März 
2002, Seite 5. 


